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Unternehmensformen

Sind Genossenschaften überflüssig?
Axel Bänsch, Hamburg

Noch in dieser Legislaturperiode soii eine Novelle zum Genossenschaftsrecht in Kraft treten. Ein 
Referentenentwurf, der neuere Entwidmungen berüci(sichtigen soll, ist fertiggestelit. Aufgrund solcher 
Entwicklungen sind aber auch Stimmen laut geworden, die die Genossenschaft für überflüssig er­
klärten. Zu Recht?

Genossenschaften entstanden, weil der wirt­
schaftliche Liberalismus in der Mitte des

19. Jahrhunderts zu einem deutlichen Niedergang 
der kapitalschwächeren Unternehmen und zuneh­
mender Verarmung der abhängigen Arbeiter 
führte. Die Idee der kooperativen Selbsthilfe gab 
den von der „natürlichen Wirtschaftsordnung“ Be­
troffenen die Hoffnung, sich auf diesem Wege aus 
einer vielfach bereits existenzbedrohenden Not­
lage befreien zu können. Diese Situation trug den 
Genossenschaften das Attribut „Kinder der Not“ 
ein und ließ Fragen nach ihrer Existenzberechti­
gung nicht aufkommen.

Veränderte Situation

Heute stehen aber den Genossenschaften zahl­
reiche Konkurrenten gegenüber. Die Genossen­
schaftsmitglieder — zumindest sehr viele Mitglie­
der — sind nicht mehr auf ihre Genossenschaft 
angewiesen; sie haben die Möglichkeit, sich an 
nichtgenossenschaftliche Unternehmen zu wen­
den. Dem kleineren Landwirt oder Gewerbetrei­
benden steht nicht nur die Raiffeisen- oder Volks­
bank offen, und für die Arbeiterfamilie ist die 
Verteilungsstelle der Konsumgenossenschaft nicht 
mehr die einzige in Betracht kommende Einkaufs­
möglichkeit. Denn Sparkassen und Filialen der 
Geschäftsbanken im einen Fall, und Ketten (z. B. 
Spar, ViVo) oder Einkaufsgenossenschaften (z. B. 
Edeka, Rewe), angeschlossene Händler, Filialun­
ternehmen, Kauf- und Warenhauskonzerne im an­
deren Fall, umwerben die Personenkreise, die 
ehemals völlig oder in starkem Maße auf die 
Selbsthilfe in Form von Genossenschaften ange­
wiesen waren.
Deshalb sind wiederholt Stimmen laut geworden, 
die die Genossenschaften für überflüssig erklär­

ten und ihre Auflösung forderten. Ob diesen Stim­
men recht zu geben ist, die Genossenschaften 
also tatsächlich ihre Funktionen erfüllt haben und 
damit entbehrliche Gebilde geworden sind, oder 
ob ihnen noch nach wie vor eine ihre Existenz 
rechtfertigende Bedeutung zukommt, kann nur be­
urteilt werden, wenn man den Unterschied zwi­
schen den Genossenschaften und ihren erwerbs­
wirtschaftlichen Konkurrenten aufzeigt.

Wesen der Genossenschaft

Die Genossenschaft ist ein im Dienste ihrer Mit­
glieder stehendes Unternehmen. Es ist ihre Auf­
gabe und ihr oberstes Ziel, die Mitglieder zu för­
dern. Für eine Warenbeschaffungsgenossenschaft 
heißt das z. B., daß sie für eine möglichst günstige 
Bereitstellung der von den Mitgliederwirtschaften 
benötigten Leistungen zu sorgen hat. Liegen die 
zu beschaffenden Leistungen quantitativ und 
qualitativ fest, so hat die Genossenschaft die 
Mitgliederaufträge kostenminimal auszuführen, da 
dies die Voraussetzung für niedrige Abgabepreise 
ist. Geben die Mitglieder keine exakt bestimm­
ten Leistungen in Auftrag, so hat die Leitung der 
Genossenschaft darüber zu befinden, welche 
Leistungen den Bedürfnissen der Mitglieder am 
besten entsprechen.

Axel Bänsch, 29, Dr. rer. pol., Dipl.-Kauf- 
mann. Ist Schüler des verstorbenen Genos­
senschaftsexperten Prof. Reinhold Henzler. 
Dr. Bänsch ist Dozent für Betriebswirt­
schaftslehre im Fachbereich Wirtschaftswis­
senschaften an der Universität Hamburg.
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Diesem Grundauftrag der Mitgliederförderung fol­
gen die Genossenschaften seit Anbeginn. So viel­
fältig die Wandlungen sonst auch waren, die sich 
für die Genossenschaften im Laufe ihrer Entwick­
lung ergeben haben, das Prinzip der Mitglieder­
förderung war ständig existent — einfach des­
halb, weil es Wesensmerkmal der Genossenschaf­
ten ist. Und durch die Mitgliederförderung als 
Selbstzweck und oberste Zielsetzung, sind die 
Genossenschaften auch eindeutig gegenüber den 
erwerbswirtschaftlichen Unternehmen abgegrenzt.

Dies mag zunächst nicht einsichtig sein, wenn man 
weiß und bedenkt, daß einerseits nicht nur Ge­
nossenschaften, sondern auch Erwerbswirtschaf­
ten zu fördern vermögen, und daß andererseits 
nicht nur Erwerbswirtschaften, sondern auch Ge­
nossenschaften Gewinne erzielen können und 
auch bewußt erzielen. Unterscheidet man jedoch 
klar zwischen oberster Zielsetzung und den mög­
lichen oder notwendigen Mitteln zur Erreichung 
dieses Zieles, so bereitet diese Abgrenzung keine 
Schwierigkeiten mehr.

Um dies zu verdeutlichen, soll die Beschaffung 
bestimmter Produkte zunächst unter Einschaltung 
einer Erwerbswirtschaft und dann unter Einschal­
tung einer Genossenschaft betrachtet werden. 
Beide sollen nur als Zwischenhändler fungieren, 
also keine Eigenproduktion betreiben.

Abweichende Zieisetzung

Ziel eines erwerbswirtschaftlichen Unternehmens 
ist die Erwirtschaftung eines Gewinns, und zwar 
in der Regel eines maximalen Gewinns. Daher 
wird dieses Unternehmen versuchen, die betref­
fenden Produkte auf dem Beschaffungsmarkt zu 
möglichst niedrigen Preisen einzukaufen und sie 
an seine Kunden zu möglichst hohen Preisen zu 
verkaufen. Die Veräußerung an die Kunden erfolgt 
bei rein erwerbswirtschaftlicher Zielsetzung nicht, 
um den Kunden einen Nutzen zu vermitteln und 
sie damit zu fördern. Eine Förderung wird näm­
lich den Kunden nur insoweit gewährt, als sie 
zur Gewinnerwirtschaftung notwendig ist. Sie ist 
also nur ein Mittel zur Erreichung des Gewinn­
zieles.

Oberstes Ziel der Genossenschaft dagegen ist 
die Mitgliederförderung. Die Beschaffungsgenos­
senschaft hat den Auftrag, ihren Mitgliedern die 
betreffenden Produkte zu möglichst niedrigen 
Preisen zur Verfügung zu stellen. Die Genossen­
schaft muß dazu die Waren auf dem ihr vorge­
lagerten Beschaffungsmarkt einkaufen. Auf dieser 
den Mitgliedern abgewandten Marktseite, bei den 
sogenannten Gegengeschäften, hat auch die Ge­
nossenschaft zu versuchen, bei den Konditionen 
das äußerst Mögliche herauszuhandeln. Die Ge­

nossenschaft hat sich hier also durchaus nicht 
anders zu verhalten als jene Erwerbswirtschaft. 
Allerdings ist das Motiv für die gleiche Verhal­
tensweise bei der Genossenschaft ein anderes als 
bei der Erwerbswirtschaft.

Die Genossenschaft versucht nämlich, die Kon­
ditionen auf dem Beschaffungsmarkt nicht des­
halb auf das Äußerste zu drücken, weil sie nach 
bestmöglichen Voraussetzungen für eine Gewinn­
erzielung strebt. Sie vermag vielmehr nur auf 
diese Weise den von den Mitgliedern erteilten Be­
schaffungsauftrag optimal zu erfüllen. Die Genos­
senschaft kauft also nicht deshalb möglichst gün­
stig ein, um für sich einen maximalen Ertrag zu 
erwirtschaften, sondern um ihren Mitgliedern ein 
möglichst hohes Maß an Förderung gewähren zu 
können.

Daher gibt die Genossenschaft die beschafften 
Produkte auch nicht zu möglichst hohen, sondern 
im Gegensatz zur Erwerbswirtschaft zu möglichst 
niedrigen Preisen weiter. Bei Abrechnung der 
Zweckgeschäfte, bei der mitgliedergerichteten 
Preiskalkulation also, berücksichtigt die Genos­
senschaft zunächst nur ihre eigene Aufwendun­
gen. Gewinne werden von ihr nur insoweit kal­
kuliert, als sie zur Sicherung oder zum Ausbau 
der gegebenen Förderungsmöglichkeiten notwen­
dig erscheinen. Erwirtschaftete Gewinne sind da­
mit bei Genossenschaften nichts anderes als ein 
Mittel, um die bestmögliche Erreichung des För­
derungszieles dauerhaft zu gewährleisten. Alle 
einbehaltenen Gewinne kommen damit bei Ge­
nossenschaften im Endeffekt allein den Mitglie­
dern zugute.

Chancen für ein Förderungsplus

Theoretisch sind Genossenschaften und Erwerbs­
wirtschaften also scharf voneinander abgrenzbar. 
Diese Unterschiede lassen nun Folgerungen im 
Hinblick auf das Förderungsmaß zu, das konkret 
durch Genossenschaften und Erwerbswirtschaften 
vermittelt werden kann, und damit Folgerungen 
für die Frage der Existenznotwendigkeit oder -be- 
rechtigung von Genossenschaften.

Die Leistungserbringung ist sowohl bei Genossen­
schaften als auch bei Erwerbswirtschaften mit Auf­
wendungen verbunden. Beiden Unternehmens­
typen ist im weiteren gemeinsam, daß sie „eine 
Sicherungs-, Erweiterungs- und Fortschrittsquote 
einbehalten“ ’), also bestimmte Gewinne zu er­
wirtschaften haben, wenn sie dauerhaft leistungs- 
und wettbewerbsfähig bleiben wollen. Außer die­
sen notwendigen Gewinnen und den Aufwendun­
gen wird von den Genossenschaften kein weiterer

1) R. H e n z l e r :  Die Entwicklung der Genossenschaft zur Un­
ternehmung. In: Zeitschrift fü r Betriebswirtschaft. Jg. 33 (1963). s. 136.
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Posten kalkuliert. Die Erwerbswirtsciiaft jedoch 
wird sich aufgrund ihrer andersgearteten Zielset­
zung zumindest längerfristig nicht mit einer Auf­
wandsdeckung und den „Sicherungs-, Erweite- 
rungs- und Fortschrittsgewinnen“ (SEF-Gewinne) 
begnügen. Sie wird darüber hinausgehende Ge­
winne zu erwirtschaften suchen, da die Träger 
der Erwerbswirtschaft eine möglichst hohe Ren­
tabilität ihres Kapitalengagements erwarten.

Minderförderung möglich

Der Genossenschaft wäre im Vergleich zur Er­
werbswirtschaft nur dann keine Mehrförderung 
möglich, wenn Ihre Aufwendungen zuzüglich der 
SEF-Gewinne größer oder gleich sind den Auf­
wendungen plus SEF-Gewinnen plus sonstigen 
Gewinnen der Erwerbswirtschaft. Für das Eintre­
ten dieses Falles liegt jedoch kein zwingender 
Grund vor. Warum sollten die Aufwendungen der 
Genossenschaft über die der Erwerbswirtschaft 
hinausgehen und weshalb sollte die Genossen­
schaft höhere SEF-Gewinne benötigen?

Die Genossenschaften sind durch den Auftrag, 
ihren Mitgliedern ein Höchstmaß an Nutzen zu 
vermitteln, gehalten, alle zur Erreichung dieses 
Zieles geeigneten Mittel einzusetzen. Sie kennen 
kein Tabu derart, daß sie ein Mittel nicht nutzen 
dürften, weil es auch bei Erwerbswirtschaften an­
gewandt wird. Wenn es der Besterfüllung des 
Förderungsauftrages dient, können Genossen­
schaften nicht nur von der ehrenamtlichen Ver­
waltung zu einer hauptamtlichen Geschäftsführung 
übergehen, sie sind dann sogar dazu verpflichtet. 
Läßt sich mit Hilfe eines hochqualifizierten und 
demzufolge hochbezahlten Managers ein höheres 
Maß an Förderung erreichen, so haben ihn Ge­
nossenschaften zu engagieren. Sind über den 
Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 
Rationalisierungsvorteile erzielbar, so sind sie 
auch von den Genossenschaften zu nutzen.

Selbstverständlich kann eine Genossenschaft ge­
genüber einer Erwerbswirtschaft im konkreten 
Einzelfall eine geringere Förderung aufweisen. 
Dies kann eintreten, wenn die Genossenschaft es 
versäumt, bestimmte Anpassungsmaßnahmen vor-
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zunehmen (z. B. die Ersetzung einer efiren- oder 
nebenamtlichen Leitung durch ein fach- und sach­
kundiges hauptamtliches Management), oder wenn 
ihr Anpassungsmaßnahmen nicht oder nur un­
vollkommen gelingen (die Spitzenmanager einer 
bestimmten Branche lassen sich beispielsweise 
von den erwerbswirtschaftlichen Konkurrenten 
und nicht von der Genossenschaft anwerben). Der 
Fall genossenschaftlicher Minderförderung kann 
auch dann eintreten, wenn sich die Leistungs­
fähigkeit oder die Leistungsbereitschaft der Ge­
nossenschaftsmitglieder als unzureichend erweist. 
Können oder wollen die Mitglieder der Genos­
senschaft z. B. nur relativ wenig Kapital zur Ver­
fügung stellen, so werden Leistungsnachteile ge­
genüber erwerbswirtschaftlichen Konkurrenten mit 
optimaler Kapitalausstattung kaum vermeidbar 
sein.

Schwieriger Förderungsnachweis

Die Genossenschaftseigenschaft garantiert also 
keinen Leistungsvorsprung gegenüber Erwerbs­
wirtschaften, sie gibt dazu lediglich gute Chancen. 
Denn wenn bei Genossenschaften keine höheren 
Aufwendungen entstehen und bei ihnen auch 
keine höheren SEF-Gewinne benötigt werden als 
bei konkurrierenden Erwerbswirtschaften, so 
haben sie ihnen gegenüber eine freie Marge, die 
eine Mehrförderung zuläßt. Die Genossenschaften 
können dann die bei Erwerbswirtschaften von 
den Kapitaleignern beanspruchten Gewinne ein­
sparen und sie an ihre Kunden in Form von 
günstigeren Konditionen oder besseren Quali­
täten weitergeben.

Da sich einem Leistungsvergleich mancherlei Hin­
dernisse in den Weg stellen, wird sich ein der­
artiges Förderungsplus der Genossenschaften in 
der Praxis allerdings nur selten ohne Schwierig­
keiten nachweisen lassen. Dies Ist auch schon 
deshalb nicht möglich, weil es den Genossen­
schaften aufgrund der Wachsamkeit der Kon­
kurrenz kaum einmal über längere Zeit gelingen 
dürfte, leicht sichtbare Vorteile, z. B. deutliche 
Preisvorteile, zu gewähren. Macht man sich je­
doch die Mühe, es nicht bei einem oberflächlichen 
Preisvergleich bewenden zu lassen, sondern die 
zugrundeliegenden Leistungsqualitäten und die 
mit der betreffenden Grundleistung verbundenen 
Sonderleistungen z. B. in der Beratung, im Ser­
vice, in der Kreditierung zu beachten, so wird 
man nicht selten feststellen, daß Genossenschaf­
ten ihre Chancen wahrzunehmen vermochten.

Läßt sich keine genossenschaftliche Mehrförde­
rung feststellen, so kann die Ursache dafür aber 
auch darin begründet sein, daß die Konkurrenten 
die Genossenschaft aus dem Markt drängen 
möchten und daher nur Aufwands-oder gar Unter- 
aufwandspreise verlangen. Da eine derartige

Preisstellung von Erwerbswirtschaften aber nur 
eine vorübergehende Maßnahme sein kann und 
wird, wäre es auf jeden Fall voreilig, bei jeder 
Minderförderung von Genossenschaften auf deren 
Oberflüssigkeit zu schließen.

Existenzberechtigung aucii in Zui<unft

Sie wäre lediglich dann überflüssig, wenn ihre 
Konkurrenten aufgrund größerer Leistungsfähig­
keit — fähigere Mitarbeiter, bessere Kapitalaus­
stattung, günstigerer Standort u. a. — in der Lage 
sind, trotz eigenen Erwerbsstrebens eine gleiche 
oder höhere Förderung zu erbringen. Weiter 
müßte sichergestellt sein, daß sie diese Förde­
rung nicht unter das der Genossenschaft mögliche 
Maß sinken lassen. Genossenschaften würden 
sich also nur dann als entbehrlich erweisen, wenn 
ihr Nichtvorhandensein zu keiner Minderförderung 
der Mitglieder führte.

Derartige Märkte mag es zwar geben. In vielen 
Fällen jedoch wird sich die Existenzberechtigung 
der Genossenschaften allein schon daraus er­
geben, daß sie durch ihre Präsenz sonst mögliche 
Marktmißbräuche verhindern und als ausglei­
chende Marktgewichte wirken.

Abschließend ließe sich daher feststellen, daß 
eine generelle Entbehrlichkeit der Genossenschaf­
ten nicht behauptet werden kann. Zwar werden 
einzelne Genossenschaften immer wieder über­
flüssig. Dies ist aber eine Erscheinung, die den 
betroffenen Mitgliedern kaum verborgen bleiben 
wird. Es kann für Genossenschaftsmitglieder kaum 
ein geringeres Maß an Rationalität im Wirtschafts­
leben angenommen werden als für sonstige Be­
völkerungskreise. Die Zahl der Mitglieder ist un­
bedeutend, die die Genossenschaft an anderen 
Maßstäben als ihren wirtschaftlichen Leistungen 
mißt^). Daher kann angenommen werden, daß 
die Mitglieder nur solange bereit sind, ihre Ge­
nossenschaften zu tragen, so lange sie ihnen 
wirtschaftliche Vorteile bringen. Sobald die Mit­
glieder Anhaltspunkte dafür erhalten, daß ihnen 
zu ihrer Kapitalbeteiligung und Haftverpflichtung 
kein angemessenes Äquivalent mehr geboten 
wird, werden sie sich zurückziehen und den be­
treffenden Genossenschaften damit die Existenz­
grundlage entziehen. Die Tatsache, daß gegen­
wärtig in der Bundesrepublik über 10 Millionen 
Personen bei einer oder mehreren Genossen­
schaften Mitglied sind und daß insgesamt ein 
laufender Mitgliederanstieg zu verzeichnen ist, 
dürfte allein schon ein deutlicher Beleg für die 
weiterhin gegebene Existenzberechtigung und 
-notwendigkeit von Genossenschaften sein.

2) Vgl. hierzu A. B ä n s c h  und G. R i n g l e :  Die metaökono­
mische Komponente in der genossenschaftlichen Förderung, in: 
Gemeinnütziges Wohnungswesen, Jg. 22 (1969), S. 261 ff.
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